40 Jahre Rat der „Fünf Weisen“ - Ungelöste gesamtwirtschaftliche Probleme 
trotz oder wegen der „Sachverständigen zur Begutachtung der gesamtwirt¬ 
schaftlichen Entwicklung“ 

Kommentar zur Feier des 40jährigen Geburtstags des „ Sachverständigenrates zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (sog. „Rat der fünf 

Weisen “) am 6. Mai in Berlin 

Rudolf Hickel 

In diesem Jahr wird der älteste, per Gesetz eingeriehtete Ökonomen-Rat vierzig 
Jahre alt. Das „Gesetz über die Bildung eines Saehverständigenrats zur Begut- 
aehtung der gesamtwirtsehaftliehen Entwieklung“ trat am 14. August 1963 in 
Kraft. Am 6. Mai findet ein Festakt zu „Vierzig Jahre Saehverständigenrat 1963- 
2003“ im Hause der Kreditanstalt für Wiederaufbau in Berlin statt. Der Bundes¬ 
kanzler hat eine Festanspraehe zur „Wissensehaftliehen Beratung und politisehen 
Umsetzung“ angekündigt. Bei der Auswahl der Referenten aus der Wirtsehafts- 
wissenschaft ist allerdings wenig vom keynesianisehen Gründergeist dieses 
Makroökonomie-Rates zu spüren. Die heutigen Protagonisten einer marktopti- 
mistisehen Angebotslehre, die der SVR seit Mitte der siebziger Jahre propagiert, 
dominieren. 

Die Zahl der vorgelegten Jahresgutaehten ist groß. Dem ersten Jahresgutaehten 
von 1964/65 unter dem Titel „Stabiles Geld - Stetiges Waehstum“ folgten Jahr für 
Jahr im November weitere 37 dieser dieken, mit empirischem Material, Tabellen 
und Grafiken versehenen Wälzer. Das jüngste, achtunddreißigste Gutachten plä¬ 
diert unter dem Titel „Zwanzig Punkte für Beschäftigung und Wachstum“ für die 
Entfesselung der Marktkräfte vor allem im Mittelstand durch den Rückzug des 
Staates aus der Wirtschaft, Senkung der Untemehmenssteuem und den Abbau der 
Regulierungen eben nicht nur auf den Arbeitsmärkten. Keynessche Wirtschafts¬ 
politik kommt nicht mehr vor. Den regelmäßig erscheinenden Jahresgutaehten 
wurden von Fall zu Fall einige Sondergutachten hinzugefügt. Anders als der 
„Council of Economic Advisers“ in den USA, dessen Mitglieder der US-Präsident 
ernennt, erhält der SVR einen gesetzlichen Auftrag „zur Erleichterung der Ur¬ 
teilsbildung bei allen wirtschaftspolitisch verantwortlichen Instanzen sowie in der 
Öffentlichkeit“ (§ 1). Er soll insoweit unabhängig sein, also er darf „keine 
Empfehlungen für bestimmte wirtschafts- und sozialpolitische Maßnahmen 
aussprechen.“ (§ 2). Dabei war jedoch von Anfang klar, dass die Wirtschafts ver¬ 
bände und die Gewerkschaften per „Augenzwinkern“ bei der Auswahl wenigstens 
eines Mitglieds der Bundesregierung ihre Zustimmung signalisiert haben. Da gab 
es dann auch ein Mal eine kuriose Korrektur. Wolfgang Franz aus Mannheim galt 
bei seiner ersten Wahl eher als Mann der Gewerkschaften. Die ansonsten übliche 
Verlängerung seines Vertrags scheiterte jedoch, weil er sich als rigoroser Streiter 
gegen keynesianische Wirtschaftspolitik und für eine radikale Deregulierung der 
Arbeitsmärkte entpuppte. Jetzt ist er wohl durch Augenzwinkern der Wirtschafts¬ 
verbände wieder Mitglied im ehrenwerten Rat. Insgesamt steht die Nominierung 
der Sachverständigen unter starkem Konsenszwang des Rats. Immerhin sind ge¬ 
genüber der Vierer-Mehrheit wertvolle Minderheitengutachten eingefügt worden. 
Dazu gehören die Stellungnahmen von Dieter Mertens, Werner Glastetter, Hans- 
Jürgen Krupp und derzeit Jürgen Kromphardt. 
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Ein kurzer Rückblick zur Beratungspraxis lohnt sich. Nachdem sich Ende der 
fünfziger Jahre im letzten Jahrhundert erste gesamtwirtschaftliche Risse der Sozi¬ 
alen Marktwirtschaft nach einer prosperierenden Phase („Wirtschaftswunder“) 
zeigten, nahm der Bedarf an gesamtwirtschaftlicher Analyse und Politik zu. Be¬ 
reits eingeführt war die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, die die wirtschaft¬ 
lichen Aktivitäten nach Institutionen und Punktionen hochaggregiert zusammen¬ 
fasst. Eudwig Erhard galt diese Wende zur makroökonomischen Betrachtung eher 
als Teufelszeug. Während er auf das gesamtwirtschaftlich erfolgreiche Zusam¬ 
menspiel der Elntemehmen und Verbraucher auf der Basis der Mikroökonomie 
setzte, befielen ihn bei der Etablierung der makroökonomischen Analyse zur Poli¬ 
tikberatung böse Ahnungen vom Marsch in die Planwirtschaft. Der „Rat der fünf 
Weisen“ erwies sich in seiner Gründungsphase wirklich als revolutionär. Die 
ersten Gutachten verhelfen der keynesschen Globalsteuerung zum Durchbruch. 
Unter dem Einfluss von Herbert Giersch wird im Gutachten 1967 die Entdeckung 
der Vollbeschäftigungspolitik gepriesen. Das Bekenntnis lautete; „Das Schwinden 
der ' industriellen Reservearmee' nach Entdeckung der Vollbeschäftigungspolitik 
hat ... in diesem Sinne fast den Charakter einer gesellschaftspolitischen Revolu¬ 
tion.“ Das „Gesetz zur Pörderung der Stabilität und des Wachstums der Wirt¬ 
schaft“ vom Juni 1967, das heute nicht mehr angewendet wird, ist ohne den Ein¬ 
fluss der Ökonomen-Räte kaum denkbar. Der Abschied von dieser keynesschen 
Botschaft der gesamtwirtschaftlichen Steuerung erfolgte allerdings - auch durch 
Herbert Giersch - recht schnell. 1973 wurde mit dem Wechsel zur moneta- 
ristischen Geldpolitik das Ziel die Inflationsbekämpfung auch bei Inkaufnahme 
dadurch wachsender Arbeitslosigkeit durchgesetzt. Das Jahresgutachten 1975 prä¬ 
sentierte unter der eher rhetorisch gemeinten Präge „Krise der Marktwirtschaft?“ 
ein glühendes Plädoyer für die segensreiche Allmacht der entfesselten Markt¬ 
kräfte. Seit dem hat - abgesehen von vielen spannenden einzelnen Minderheits¬ 
voten - für die Mehrheit die neoklassische Endzeit begonnen. Seit dem ist an der 
Grundposition nichts mehr geändert worden. Wissenschaftliche Beratung ero¬ 
dierte dann schon auch mal zur besserwisserschen Rechtfertungslehre nach dem 
Motto: Schade um die Realität, wenn sie mit dem Modell nicht übereinstimmt. 

Das zeigt sich auch an der Art der Vereinnahmung Ostdeutschlands in die Gut¬ 
achten. In seinem berühmten Brief vom 9. 2. 1990 hatte der SVR Bundeskanzler 
noch vor einer schnellen ökonomischen Einigung durch die Währungsunion ge¬ 
warnt. Nachdem jedoch die Entscheidungen politisch in Bonn gefallen waren, 
stülpte der Rat sein für Westdeutschland konzipiertes Modell über Ostdeutsch¬ 
land. Er verordnete mit seinem Sondergutachten vom 13. April 1991 Ostdeutsch¬ 
land, „marktschaftlichen Kurs“ zu halten. Die Naivität zeigt sich in der Tatsache, 
dass es erst einmal darum ging, den Schutt, den die schnelle Einführung des DM- 
Regimes erzeugte, abzuräumen. 

Es wäre der Pestversammlung zu wünschen, dass nicht nur die Geschichte dieses 
Rats aufgearbeitet wird. Vor allem wäre eine kritische Überprüfung des seit Jah¬ 
ren unerschütterten Beratungsmodells zur Eösung der wirtschaftlichen Wachs¬ 
tumsschwäche, der hohen Arbeitslosigkeit und wachsender Umweltprobleme 
dringend geboten. Wie jedoch bereits die Rednerauswahl beim Pestakt nahe legt, 
die Eaudationes zum Geburtstag bleiben denjenigen Vorbehalten, die das mit dem 
jüngsten Jahresgutachten für 2002/03 propagiertes Programm „Zwanzig Punkte 
für Beschäftigung und Wachstum“ teilen. Der durch die überragende Mehrheit der 
Pestversammlung wohl kaum kritisierte Schwur auf eine Entfesselung der Markt¬ 
kräfte durch den endgültigen Verzicht auf gesamtwirtschaftliche Steuerung, vo- 
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ranschreitende Privatisierung sozialer Risiken dureh Sozialabbau sowie Deregu¬ 
lierung des Arbeitsmarktes vor allem durch die Verlagerung der Tarifpolitik auf 
die Betriebe ist gewiss. Mit einer theoretiseh wie politisch grundlegenden kriti¬ 
schen Bewertung der jüngsten Beratungspraxis ist nieht zu reehnen. Alternative 
Konzepte zur Stärkung des Wirtsehaftswachstums auf der Basis eines ökologi¬ 
schen Umbaus sowie Strategien der Arbeitszeitverkürzung und aktiver Arbeits¬ 
marktpolitik werden wohl eher als Schreckgespenster besehworen werden. Jeden¬ 
falls kommen die Vertreter für das Primat der Politik über die Wirtschaft in der 
offiziellen Liste der angebotenen Redner- und Diskutanten nicht vor. Eine kriti- 
sehe Auseinandersetzung mit der Erfolglosigkeit der Weissagungen dieses 
„Olymps“ ist nieht vorgesehen. Aueh am vierzigsten Geburtstag kann der „Rat“ 
unter dem Regime einer tiefgreifenden Waehstumssehwäehe und hoher Arbeitslo¬ 
sigkeit mit seiner derzeitigen Beratungsarbeit nicht zufrieden sein. Jedoch, diese 
Defizite werden wiederum nicht zum Anlass genommen, die Grundlagen dieses 
Beratungskonzepts in Erage zu stellen. Es wird nicht kritisch überprüft werden, 
inwieweit der Versuch einer Erklärung der Ursaehen der unzureiehenden Nach¬ 
frage naeh Arbeitskräften aus dem Verhalten der Besehäftigten fehlsehlagen 
muss, weil das Ausmaß der Beschäftigung durch die unternehmerischen Strate¬ 
gien auf den Güter- und Kapitalmärkten entsehieden wird. Vielmehr wird der 
mangelnde Erfolg auf die unzureiehende Radikalität der neoklassiseh-neoliberalen 
Rosskur zurückgeführt werden. 

Zu dem Geburtstagsfestakt muss sieh der Bundeskanzler jedenfalls auf massive 
Kritik an seiner Politik einstellen. Die „Agenda 2010“ wird sicherlich nur als ein 
aller erster, jedoeh viel zu kleiner Schritt Anerkennung finden. Die Mehrheit des 
Rats der Ratlosen landet wie sooft in den letzten Jahren bei der Tautologie: Wenn 
eben der Sozialabbau, der den Druck auf die Annahme von Jobs im Niedriglohn¬ 
sektor erhöht, und der Abbau von sozialem Mindestsehutz der abhängig Beschäf¬ 
tigten etwa durch Abbau des Kündigungssehutzes und des Elächentarifvertrags 
nicht zu mehr Beschäftigung führen, ist diese Politik eben noch viel zu gering do¬ 
siert umgesetzt worden. Diese Immunisierung gegen Kritik dureh Tautologien hat 
der Sachverständigenrat in seinem Jahresguten 1978/79 eindrucksvoll festge¬ 
schrieben: Die Arbeitslosigkeit ist hoch, weil die Löhne zu hoch sind. Wenn die 
Löhne sinken und die Arbeitslosigkeit nicht zurückgeht, dann sind eben die Löhne 
zu wenig gesenkt worden. Mit derartigen absurden Trugschlüssen versucht die 
Mehrheit des „Rates der fünf Weisen“ ihre Abkehr von der gesamtwirtsehaft- 
lichen Analyse zu reehtfertigen. Im Mittelpunkt steht die Angebotslehre, die an 
die Harmonielehre von Jean Baptist Say in den dreißiger Jahren des 18. Jahrhun¬ 
derts erinnert: Wird die einzelwirtsehaftliehe Rentabilität durch Steuersenkungen, 
den Abbau von Regulierungen und den Rückgang der Arbeitskosten gestärkt, 
dann wird auch im Wettbewerb ausreiehend Nachfrage geschaffen. Wirtschafts¬ 
krisen, die im Zusammenspiel der einzelwirtschaftlichen Profitkalküle verursaeht 
werden, kommen in den Gutaehten schon lange nieht mehr vor. Die bisherige 
Kritik konzentriert sich auf die die Jahresgutachten prägende Mehrheitsmeinung. 
Gegenüber der Vierer-Mehrheit gab es immer wieder Minderheitenvotum, in den 
vor allem die Notwendigkeit gesamtwirtsehaftlieher Steuerung durch die Einanz- 
und Geldpolitik unterstriehen wurde. Eeider haben diese Positionen zur Kritik der 
„mainstream eeonomics“ viel zu wenig Beaehtung gefunden. 

Grundsätzlieh verdient der Rat zu seinem vierzigsten Geburtstag einen kollegialen 
Glückwunsch - auch vom Kritiker. Schließlieh steckt in den Gutaehten immense 
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Arbeit. Die Texte sind übrigens gut lesbar formuliert und legen die Positionen of¬ 
fen. Diese Praxis unterscheidet sich von der vorherrschenden Fakultätsökonomik, 
bei der knallharte soziale Konsequenzen für die Politik durch Modellschreinerei 
und verquaste Sprache verdeckt werden. Die zentralen Fragen zum vierzigsten 
Geburtstag lauten: Hat sich der „Rat der Weisen“ gelohnt? Hält seine Arbeit einer 
positiven Kosten-Nutzen-Analyse stand? Die Antwort fällt zwiespältig aus. Zur 
Lösung der großen ökonomischen Herausforderungen - vor allem der Arbeitslo¬ 
sigkeit - hat der Mehrheitsrat einen produktiven Beitrag nicht geleistet. Zugelas¬ 
sen, teil auch gefordert wurde, dass die wachsende Arbeitslosigkeit letztlich als 
Instrument der Disziplinierung in den Betrieben wie überhaupt der Gesellschaft 
eingesetzt werden konnte und kann. Bei seinen Prognosen lag der SVR ebenfalls 
häufig daneben. Vor allem sind wegen des Glaubens an die Marktdynamik Ab¬ 
schwünge, Krisen und anhaltende Wachstumsschwäche und damit auch die Be¬ 
schäftigungseinbrüche unterschätzt worden. So hat der Rat noch im November 
letzten Jahres ein Wirtschaftswachstum von 1 % vorausgesagt. Derzeit wird dage¬ 
gen für dieses Jahr eher von Stagnation ausgegangen. Sicherlich ist wegen der Ri¬ 
siken und Unsicherheiten die Prognosefähigkeit gesunken. Dies sollte der Rat je¬ 
doch unterstreichen, um seine Prognosen zu relativieren. Die ökologische Dimen¬ 
sion blieb und bleibt völlig unterbelichtet. Die Wirkungen der Globalisierung auf 
die deutschen Wirtschafts- und Lebensverhältnisse sind viel zu optimistisch dar¬ 
gestellt worden. Übrigens, eine Wirtschaftswissenschaftlerin wurde bisher kein 
kein Platz im Männer-Olymp gewährt. 

Trotz dieser Kritik, dieser Ökonomen-Rat sollte nicht abgeschafft werden. Zum 
einen bietet er eine Fundgrube an statistischem Material. Auch die Detailunter¬ 
suchungen -etwa zur Auswirkung einer Ölpreiserhöhung oder sinkenden Aktien¬ 
kursen - sind nützlich. Zum anderen werden durch die Minderheitenvoten alterna¬ 
tive Ansätze zur Neoklassik erkennbar. Schließlich ist es wichtig, die vorherr¬ 
schende, untemehmensnahe Position zur Wirtschaftspolitik in dieser Form prä¬ 
sentiert zu bekommen. Es lohnt sich, die Aussagen kritisch abzuarbeiten. Aller¬ 
dings muss der Rat die bisherige Markteintrittsbarriere für Wirtschaftswissen- 
schaftlerinnen einreißen und viel breiter für alternative Sichtweisen geöffnet wer¬ 
den. Denn heute spiegelt sich nicht einmal die ohnehin spärliche Heterogenität des 
wirtschaftswissenschaftlichen Diskurses in den Universitäten im Männer-Rat wi¬ 
der. Dieser öffentlich finanzierte Rat muss dazu beitragen, die neoklassische Er¬ 
starrung aufzulösen und damit die Beratungssklerose seiner Vierer-Mehrheit 
überwinden. 
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